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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien hat durch die Richterin Dr. Hason über die

Beschwerde des Herrn J. F., vertreten durch Rechtsanwälte, gegen das

Straferkenntnis der Landespolizeidirektion Wien, Polizeikommissariat ..., vom

27.09.2017, GZ: VStV/917300821377/2017, betreffend eine

Verwaltungsübertretung nach dem KFG, zu Recht erkannt:

I. Gemäß § 50 VwGVG wird der Beschwerde Folge gegeben, das Straferkenntnis

behoben und das Verfahren gemäß § 45 Abs 1 Z 2 VStG eingestellt.

II. Gemäß § 52 Abs 8 VwGVG hat der Beschwerdeführer keinen Beitrag zu den

Kosten des Beschwerdeverfahrens zu leisten.

III. Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß § 25a VwGG eine ordentliche Revision an

den Verwaltungsgerichtshof nach Art 133 Abs 4 B-VG unzulässig.

Entscheidungsgründe

Mit dem angefochtenen Straferkenntnis wurde dem Beschwerdeführer Folgendes

zur Last gelegt:

„1. Sie wurden mit Schreiben der Landespolizeidirektion Wien vom 21.06.2017
als ZulassungsbesitzerIn aufgefordert, binnen 2 Wochen ab Zustellung der
anfragenden Behörde bekanntzugeben, wer das Fahrzeug mit dem Kennzeichen
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ME-... am 24.05.2017 um 08:35 Uhr in 1020 Wien, Marathonweg 7 gelenkt hat.
Sie haben diese Auskunft nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist erteilt. Sie
haben auch keine andere Person benannt, die die Auskunft erteilen hätte
können.

Der Beschuldigte hat dadurch folgende Rechtsvorschrift(en) verletzt:

§ 103 Abs. 2 KFG

Wegen dieser Verwaltungsübertretung(en) wird (werden) über Sie folgende
Strafe(n) verhängt:

Geldstrafe von falls diese uneinbringlich Freiheitsstrafe Gemäß
ist, Ersatzfreiheitsstrafe  von
von

Euro 200,00 4 Tage(n) 0 Stunde(n) --- § 134 Abs. 1 KFG
0 Minute(n)

Weitere Verfügungen (zB Verfallsausspruch, Anrechnung von Vorhaft):

---

Ferner hat der Beschuldigte gemäß § 64 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991
– VStG zu zahlen:

Euro 20,00 als Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens, das sind 10% der
Strafe, jedoch mindestens 10 Euro für jedes Delikt (je ein Tag Freiheitsstrafe
wird gleich Euro 100,00 angerechnet).

Euro als Ersatz der Barauslagen für

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) beträgt daher
Euro 220,00.“

Im dagegen gerichteten Rechtsmittel wie auch bereits im erstinstanzlichen

Verfahren gab der Beschwerdeführer an, dass die von ihm erteilte Auskunft, dass

am 24.05.2017 niemand mit dem auf ihn zugelassenen Fahrzeug mit dem

Kennzeichen ME-... in Wien gewesen sei, richtig sei und legte Unterlagen vor,

wonach weder er noch seine Gattin, die das Fahrzeug fallweise benütze, am

24.05.2017 tagsüber in Wien gewesen seien.

Anlässlich der Vorlage des Aktes teilte die Landespolizeidirektion Wien mit, dass

im gesamten bisherigen Verfahren betreffend des Grunddeliktes die falsche

Tatzeit, nämlich der 24.05.2017, statt richtig der 21.05.2017, angelastet worden

sei.
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Es wird daher als erwiesen angesehen, dass die Auskunft des

Beschwerdeführers, dass das auf ihn zugelassene Fahrzeug mit dem Kennzeichen

ME-... am 24.05.2017 um 08:35 Uhr in 1020 Wien, Marathonweg 7, von

niemandem gelenkt wurde, richtig ist, da vom Meldungsleger irrtümlich eine

falsche Tatzeit angegeben wurde.

Da der Beschwerdeführer somit die ihm zur Last gelegte Tat nicht begangen hat,

war spruchgemäß zu entscheiden.

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des

Art 133 Abs 4 B-VG zu beurteilen war, der grundsätzliche  Bedeutung zukommt.

Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes. Weiters ist die dazu vorliegende

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu

beurteilen. Ebenfalls liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche

Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.

Belehrung

Gegen diese Entscheidung besteht die Möglichkeit der Erhebung einer

Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und/oder einer außerordentlichen

Revision beim Verwaltungsgerichtshof. Die Beschwerde bzw. Revision ist

innerhalb von sechs Wochen ab dem Tag der Zustellung der Entscheidung durch

einen bevollmächtigten Rechtsanwalt abzufassen und ist die Beschwerde beim

Verfassungsgerichtshof und die außerordentliche Revision an den

Verwaltungsgerichtshof beim Verwaltungsgericht Wien einzubringen. Für die

Beschwerde bzw. die Revision ist eine Eingabengebühr von je 240 Euro beim

Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zu entrichten.

Ferner besteht die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und

die Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Der Verzicht hat

ausdrücklich zu erfolgen und ist bei einem Verzicht auf die Revision dem

Verwaltungsgericht, bei einem Verzicht auf die Beschwerde bis zur Zustellung der
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Entscheidung dem Verwaltungsgericht, nach Zustellung der Entscheidung dem

Verfassungsgerichtshof schriftlich bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklären.

Der Verzicht hat zur Folge, dass eine Revision bzw. Beschwerde nicht mehr

zulässig ist. Wurde der Verzicht nicht von einem berufsmäßigen Parteienvertreter

oder im Beisein eines solchen abgegeben, so kann er binnen drei Tagen

schriftlich oder zur Niederschrift widerrufen werden.

Verwaltungsgericht Wien

Dr. Hason


